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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 
Kleine Anfrage wie folgt: 

 
1. Welche Vorkehrungen werden an den ordentlichen 

Berliner Gerichten - insbesondere dem Landgericht Berlin 
- getroffen, um der alljährlich zum Jahresende wegen der 
drohenden Verjährung zu erwartenden Klagenflut Herr zu 
werden? 

 
Zu 1.: Bei den ordentlichen Berliner Gerichten werden 

keine besonderen Vorkehrungen für das Jahresende ge-
troffen. Bei den Amtsgerichten stiegen die Eingangszah-
len nur bei vier Gerichten an. Die Eintragung von Klage-
schriften erfolgte spätestens am folgenden Werktag. Beim 
Landgericht Berlin hingegen war ein starker Anstieg der 
Eingänge zu verzeichnen. Hier können aus rechtlichen 
und darauf beruhenden technischen Gründen längere Be-
arbeitungszeiten auftreten. 

 
 
2. Besteht beispielsweise eine Urlaubssperre für die 

betroffenen Mitarbeiter z. B. in der Eingangsregistratur? 
 
Zu 2.: Es wurde keine Urlaubssperre für betroffene 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter angeordnet. Bei den 
Amtsgerichten besteht aufgrund der kurzen Bearbeitungs-
zeiten kein Grund für Urlaubssperren. Beim Landgericht 
können die Bearbeitungszeiten durch Urlaubssperren oder 
ähnliche Maßnahmen nicht verkürzt werden. Eine even-
tuell auftretende längere Bearbeitungsdauer beruht auf 
dem verfassungsmäßigen Gebot des/der gesetzlichen 
Richters/Richterin. Innerhalb der vom Präsidium des 
Landgerichts beschlossenen Turnusringe kann jeweils nur 
eine Mitarbeiterin bzw. ein Mitarbeiter tätig werden. Die 
Bearbeitungsdauer hängt daher vor allem von der Größe 
der Turnusringe ab. Dies führt dazu, dass bei Klagen, die 
nach dem Geschäftsverteilungsplan zu einem großen 
Turnusring führen, eine Eintragung und damit die Ver-
gabe eines Aktenzeichens länger dauern kann. 

 
 

3. Geht der Senat davon aus, dass ein Zeitraum von 
knapp drei Wochen angemessen ist, um ein Aktenzeichen 
für eine Klage zu vergeben? 

 
Zu 3.: Der Senat ist stets bemüht, die Bearbeitungs-

zeiten möglichst zu verringern. Die Verzögerungen bei 
der Vergabe von Aktenzeichen beruhen nach den obigen 
Ausführungen auf dem Gebot des/der gesetzlichen 
Richters/Richterin und dem Geschäftsverteilungsplan des 
Landgerichts Berlin. Bei allen Bemühungen können ange-
sichts der geschilderten technischen Vorgaben in Einzel-
fällen Verzögerungen nicht vermieden werden. 

 
 
4. Ist sich der Senat der sich aus § 167 ZPO erge-

benden Problematik bewusst, wonach nur eine Zustellung 
„demnächst“ die Verjährung hemmt? 

 
Zu 4.: Der Senat ist sich der aus § 167 Zivilprozess-

ordnung (ZPO) ergebenden Problematik bewusst. Bei der 
Frage, ob die Zustellung einer Klage „demnächst“ erfolgt 
ist und damit die Verjährung hemmt, bleiben nach der 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes Verzögerungen, 
die der Sphäre des Gerichts zuzurechnen sind, außer Be-
tracht (Urteil vom 12. Juli 2006 - IV ZR 23/05 m. w. N.). 
Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes trifft 
die Partei bzw. ihren Prozessbevollmächtigten allerdings 
die Pflicht, binnen angemessener Frist wegen einer aus-
stehenden Vorschussanforderung nachzufragen (Urteil 
vom 29. Juni 1993 - X ZR 6/93: binnen drei Wochen). 

 
 
Berlin, den 10. Februar 2011 
 
 

Gisela von der Aue 
Senatorin für Justiz 

 
 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 15. Februar 2011) 


